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XXIX. Militärangelegenheiten.

Normative Bestimmungen.
1. In Anzeltgeuheilru des Heeres und der Landwehr.

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat laut Erlasses vom 19. De¬
zember 1908, Dept. XIV, Z. 820, im Einvernehmen mit den beteiligten Zentralstellen
ausgesprochen, daß auch die Zeugnisse über den in den Schuljahren 1908/09 und
1909/10 mit entsprechendem Erfolge absolvierten letzten Jahrgang der mit der
öffentlichen Handelsakademiein Linz provisorisch verbundenen und für die erwähnten
Schuljahre weiterhin mit dem Öffentlichkeitsrechte ausgestatteten Eisenbahn -Fachschule
in Linz zum Einjährig-Freiwilligen-Dienste im Sinne des ß 25, slinea 1 des Wehr¬
gesetzes, berechtigen. (Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 11. Jänner 1909,
Z. 11—3432.)

Zufolge Erlasses der k. k. n.-ö.Statthalterei vom9. März 1909,Z. II —1065, wird in
Hinkunft die Einberufung zur Superarbitrierung  oder Überprüfung  mittels
Einberufungskarten  erfolgen; weiters wurde seitens der k. k. n.-ö. Statthalterei in
dem Erlasse vom 26. Februar 1909, Z. 11—403 (Mag.-Abt. XVI, Z. 2644), der in den
Erlässen des k k. Ministeriums für Landesverteidigung vom 18. Jänner 1909, Dept. XIV,
Nr. 875 ex 1908 und Nr. 53 ex 1909, verfügte Ausfall der Waffenübungen im
11. und 12. Dienstjahre vorbehaltlich des Nachtrages noch abzuleistender Waffenübungen
den politischen Bezirksbehörden zur Kenntnis gebracht.

Die Einberufung von Ärzten  zu einer Dienstübung soll wenigstens4 Wochen
vor Beginn der betreffenden Übung den Beteiligten zur Kenntnis gebracht werden(Erlaß der
k. k.n.-ö. Statthalterei vom 18. März 1909, Z. II- 840/1, Mag.-Abt. XVI—2417/1909).

Anläßlich der Aufstellung neuer Truppenkörper:  Feldkanonenregimenter, Feld¬
haubitzenregimenter, reitende Artillerie-Divisionen, Gebirgsartillerieregimenterund schwere
Haubitzen-Divisionen, wurde mit dem Erlasse des k. u. k. Reichs-Kriegsministeriums vom
15. Februar 1909, Nr. 6929, festgesetzt, daß diese Truppenkörper zur Aufnahme von
Einjährig-Freiwilligen berechtigt sind.

Frühere Zöglinge von Militärbildungsanstalten,  welche zu Militärbeamten
(Praktikanten) ernannt wurden, unterliegen laut Runderlasses der k. k. u.-ö. Statthalterei
vom 1. Juli 1909, Z. 11—2157, Mag.-Abt. XVI—8058, hinsichtlich ihrer Stellungs¬
pflicht den Bestimmungen des Z 16: 6 der Wehrvorschriften, I. Teil.
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Die Einsetzung der Ausrüstungsstation in den Militär- und Landwehrscheinen
ordnet der Erlaß des k. k. Landesverteidigungs-Ministeriums vom 16. August 1909,
Nr. 4249 (Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom2. September 1909, Z. II—3740), an.

Mit dem Erlasse vom 20. August 1909, Dept. XIV, Nr. 860, hat das k. k. Landes¬
verteidigungs-Ministerium angeordnet, daß die Zeugnisse über den mit entsprechendem
Erfolge absolvierten letzten Jahrgang der vierklassigen höheren Handelsschule an der Neuen
Wiener Handelsakademie , welcher derzeit nur für die Dauer der Schujahre 1908/09,
1909/10 und 1910/11 das Öffentlichkeitsrecht verliehen wurde, als Nachweis der
wissenschaftlichen Befähigung für den Einjährig-Freiwilligen-Präsenzdienst im Sinne des
Z 25: 1 des Wehrgesetzes, jedoch mit der vorläufigen Beschränkung auf die Absolventen
der Anstalt in den bezeichnten drei Schuljahren, zu gelten haben.

Die Einberufung der Mannschaft zur Überprüfung oder Superarbitrierung
hat laut Erlasses des k. k. Landesverteidigungs-Ministeriums vom 3. September 1909,
Dept. XIV, Z. 925, zu erfolgen:

a) Durch das Ergänzungsbezirkskommandodes Aufenthaltsortes, wenn letzterer
bekannt ist;

b) unter Mithilfe des zuständigen Ergänzungsbezirkskommandvs, wenn der Aufenthalt
unbekannt ist, und

o) durch das zuständige Ergänzungsbezirkskommando, wenn der Einzuberufende im
Auslande weilt; das gleiche gilt bezüglich der Landwehrmannschaftauch dann,
wenn der Betreffende in Ungarn oder in Bosnien und der Hercegowina sich aufhält.
Die Einbringung von Gesuchen um Ernteurlaube hat seitens der Mannschaft

unmittelbar beim Rapporte, daher ohne Vermittlung der politischen Bezirksbehördenzu
erfolgen (Erlaß des k. k. Landesverteidigungs-Ministeriums vom 30. Juni 1909,
Dept. XIV—630).

Zufolge Erlasses des k. k. Landesverteidigungs-Ministeriums vom 17. August 1909,
Nr. 14.843, haben die Bestimmungen des tz 25: 1, Ut. a und b, sowie des Z 28: 1
des Wehrgesetzes(Begünstigung des Einjährig-Freiwilligen-Tienstes) auch auf die Schüler
und Absolventen der neuen Mittelschultypen sinngemäße Anwendung zu finden.

2 Landsturm
Im Laufe des Berichtsjahres sind diesbezüglich keine oberbehördlichen Verordnungen

oder wichtigen Entscheidungen erflossen.

3. Militiirtarr.
Mit dem Erlasse der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 8. April 1909, Z. II—944/2,

wurde nachstehendes eröffnet:
Das k. k.Ministerium für Landesverteidigung hat laut Erlasses vom 20.Februar 1909,

Dept. XIV, Z. 245, nach gepflogenem Einvernehmen mit demk. k. Finanzministerium
folgende Anordnungen getroffen:

Die politischen Bezirksbehörden werden ermächtigt, Militärtaxrückstände , welche
selbst mit Anwendung der gesetzlichen Exekutionsmittel wegen gänzlicher Zahlungsunfähigkeit
des Militürtaxpflichtigen uneinbringlich sind, im eigenen Wirkungskreise dann abzuschreiben,
wenn die Uneinbringlichkeit nicht durch Verschulden der Bemessungs- oder Einhebungs¬
organe herbeigeführt wurde, und wenn der bei dem Militärtarpflichtigen aushaftendc
Betrag für ein Taxpflichtjahr 10 X, für mehrere Taxpflichtjahre zusammen 30 X nicht
übersteigt. In allen übrigen Fällen kommt die Kompetenz zur Abschreibung von Militättax-
rückständen aus dem Titel der Uneinbringlichkeit der Politischen Landesstelle zu.
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In materieller Hinsicht sind für die Zulässigkeit der Abschreibung folgende Be¬
stimmungen maßgebend: Ist seitens der Steuerbehörde wegen Uneinbringlichkeit die
gänzliche oder teilweise Abschreibung der Personaleinkommensteuereines Militärtax-
rückständners verfügt worden, so kann bezüglich dieses Militärtaxpflichtigen für das der
abgeschriebenen Personaleinkonimensteuer korrespondierende Jahr sowie für die weiter
zurückliegenden Jahre die Abschreibung der Militärtaxrückstände ohne weitere Exekutions¬
schritte erfolgen. Trifft diese Voraussetzung nicht zu, so erscheint die Abschreibung da¬
durch bedingt, daß die Exekution zur Einbringung des Militärtaxrückstandes bereits ein¬
geleitet wurde, sich aber wegen vollständiger Mittellosigkeit des Taxpflichiigen erfolglos
erwiesen hat und die Erhebungen auch keine Anhaltspunkte dafür ergeben haben, daß
für die Zukunft Aussicht auf wirksame Exekutionsführuug vorhanden sei. Die zur Ab¬
schreibung uneinbringlicher Militärtaxrückständeberufene Behörde ist auch ermächtigt,
allfällig aushaftende Exekutionsgebührenrückstände,. welche aus Anlaß der Schritte zur
zwangsweisen Einbringung der Militärtaxe erwachsen sind, gleichzeitig mit dem un¬
einbringlichen Taxbetrage in Abfall zu bringen und zwar in denjenigen Fällen, in welchen
die k. k. Statthalterei zur Abschreibung berufen ist, im Einvernehmen mit der Finanz¬
landesbehörde. Selbstverständlich kann nach Analogie des bei der Steuerverwaltung
herrschenden Grundsatzes auch der Abschreibung der Militärtaxen aus dem Titel der
Uneinbringlichkeit nur der Charakter einer internen Maßnahme zukommen. Es sind daher
Militärtaxrückstände, solange eine Verjährung des Einforderungsrechtesnicht eingetreten
ist, neuerlich in Vorschreibung zu nehmen, wenn solche Umstände Hervorkommen, welche
die nachträgliche Einbringung der Rückstände zu ermöglichen geeignet sind. Eine Ver¬
ständigung der Parteien über die wegen Uneinbringlichkeit erfolgte Abschreibung hat
daher in keinem Falle platzzugreifen.

Hinsichtlich der nachträglichen Bemessung der Militärtaxen, welche in die Zeit
vor der Wirksamkeit des Gesetzes vom 10. Februar 1907, R.-G.-Bl. Nr. 30, zurück-
greisen, hat das k.k.Ministerium für Landesverteidigung mit dem Erlasse vom 17.Juli 1909,
Dept. XIV, Nr. 762, angeordnet, daß derartige Nachtragsbemessungen nach den Be¬
stimmungen des zitierten Gesetzes zu erfolgen haben. Kompetent zur Hinausgabe der
Zahlungsaufträge sowie zur Entscheidung über die Pflicht zur Entrichtung und über
das Ausmaß der Militärtaxe ist die politische Bezirksbehördeder Heimats- bezw. der
Stellungsgemeindeder Militärtaxpflichtigen. Es ist demnach die dermalen örtlich kompetente
Behörde auch zur Vornahme von Nachtragsbemessungen für frühere Jahre ohne Rücksicht
auf das damalige Heimatrecht des Militärtaxpflichtigen zuständig. Hieraus ergibt sich aber
auch noch weiters, daß die örtliche Kompetenz im Zeitpunkte der Bemessung vorhanden
sein muß, daß also auch nach dem Meldungstermine eintretende Heimatrechtsänderungen
in Betracht kommen.

Was die Militärtaxpflicht für die erst im Taxpflichtjahre in die Steuerpflicht
tretenden Personen betrifft, hat die k. k. n.-ö. Staithalterei in ihrem Runderlasse vom
14.August 1909,Z.II—2237/91, bezugnehmend auf den Erlaß desk.k.Landesverteidigungs-
Ministeriums vom 29. Juli 1909, Dept. XIV, Nr. 656, eröffnet, daß auch in diesen
Fällen die Militärtaxpflicht besteht.

Für den Fall eines Paßansucheus hat das k. k. Ministerium für Landesverteidigung
mit dem Erlasse vom 9. Juli 1909, Dept. XIV, Nr. 613, kundgegeben, daß die Er¬
teilung bezw. Erneuerung von Reisepässen von der Begleichung aushaftender Militärtax¬
rückstände auch künftighin abhängig zu machen ist.
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4. Militärischer Zlnterhaltsbritrag-
Das k.k.Ministerium für Landesverteidigung hat mit dem Erlasse vom 26.März 1909,

Nr. 296/14, im Einvernehmen mit dem k. k. Finanzministerium eröffnet, daß den auf
die Dauer der Beschälzeit freiwillig zur aktiven Dienstleistung in den Beschäl- oder Depot¬
stationen eingerückten, aus der Gestütsbranche stammenden Reservemännern der Train¬
truppe ein Anspruch auf Unterhaltsbeiträge für ihre Angehörigen nach dem Gesetze vom
21. Juli 1908, R.-G.-Bl. Nr. 141, nicht zusteht.

In einem Runderlasse hat die k. k. n.-ö. Statthalterei unterm 25. Juni 1909,
Z. II—2141, ans den § 7 des Gesetzes vom 21. Juli 1908, R.-G.-Bl. Nr. 141,
nachdrücklichst hingewiesen und eingeschärft, daß über den erhobenen Anspruch auf Zu¬
erkennung deS Unterhaltsbeitrages die politische Bezirksbehörde die Entscheidung zu
treffen hat, im Falle eines Rekurses hingegen die Entscheidung der politischen Landes¬
stelle endgiltig ist.

Tie Entscheidung der politischen Landesstelle ist aber auch dann endgiltig, d. h.
einem weiteren Rechtszuge im administrativen Verfahren nicht unterliegend, wenn eS sich
nicht um eine Entscheidung in der Sache selbst(in msrito), sondern bloß um eine Ent¬
scheidung prozessuellen Inhaltes, z. B. Zurückweisung eines Rekurses als unzulässig wegen
Fristversäumnis oder Mangel der Aktivlegitimation, handelt.

8. Ergänzung des Lecres und der Landwehr,
s) Stellung der Einheimischen.

Zur Stellung gelangten im Berichtsjahre die Wehrpflichtigen der Geburtsjahr¬
gänge 1888, 1887 und 1886.

Um Zucrkennung einer Begünstigung in der Erfüllung der Dienstpflicht im Sinne
der Bestimmungen der 31—34 des Wehrgesetzes(für Kandidaten des geistlichen
Standes und ausgeweihte Priester, Lehrer und Lehramtskandidaten, Besitzer ererbter
Landwirtschaften und Familienerhalter) wurde vor Beginn der Hauptstellung im Berichts¬
jahre in 429 Fällen angesucht.

Diese Begünstigungen bestehen im allgemeinen in der Widmung für die Ersatz¬
reserve und in der Befreiung von der Einberufung zur ausnahmsweise» aktiven Dienst¬
leistung im Frieden(WehrgesetzZ 12, ulinea4); bei Kandidaten des geistlichen Standes
überdies in der Enthebung von der mil tärischen achtwöchigen Ausbildung, von den
periodischen Waffenübungen und von den Kontrollversammlungen, bei den ausgeweihten
Priestern und Seelsorgern (bezw. Hilfsseelsorgern und Professoren mit geistlichem
Charakter) in der Übersetzung aus dem Stande der Ersatzreserve in die Evidenz derselben.

An Stelle der Widmung für die Ersatzreserve tritt bei Lehramtszöglingen im
vierten Jahrgange und bei jenen Familienerhaltern, die auf die Übersetzung in die Ersatz¬
reserve nach Z 34 Wehrgesetz keinen Anspruch besitzen, welche aber einer besonderen
Berücksichtigung würdig erscheinen(Z 52 und 60 der Wehrvorschriften, I. Teil), die
dauernde Beurlaubung. Die Lehramtszöglinge des vierten Jahrganges verbleiben nur
bis Ende Dezember des Stellungsjahres dauernd beurlaubt und haben bis zu dieser
Zeit nachzuweisen, daß sie das Zeugnis der Reife sowie eine systemisierte Lehrstelle
erlangt haben; nach Beibringung dieses Nachweises werden sie endgiltig in die Ersatz¬
reserve übersetzt; kann dieser Nachweis aber nicht erbracht werden, so sind sie zu dem
ihnen obliegenden Präsenzdienste heranzuziehen. (Z 52:4 der Wehrvorschriften, I. Teil.)
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Von den 429 Stellungspflichtigen, welche um eine der vorerwähnten Begünstigungen
in der Erfüllung der Wehrdienstpflicht anfuchten, waren 20 Kandidaten des geistlichen
Standes, 215 Lehrer und 194 Familienerhalter.

Ansuchen um Zuerkennung des einjährigen Präsenzdienstes wurden 1910 eingebracht.

Von den neu eingereihten Rekruten wurden nachträglich aus Familienrücksichten
136 in die Ersatzreserve übersetzt und weiters 357 Mann wegen Kriegsdienstuntauglichkeit
aus dem Militärverbande entlassen.

Um eine rasche Abwicklung des Stellungsgeschäftes zu erzielen, wurden drei
Kommissionen für die Hauptstellung aktiviert, welche gleichzeitig tätig waren, und zwar die
erste für Einheimische und Fremde, die zweite ausschließlich für Einheimische und die dritte
ausschließlich für Fremde. Nach der Hauptstellung fanden zu den durch das Gesetz
bestimmten Terminen die Nachstellungen vor der ständigen Stellungskommission statt.

b) Stellung-er Fremden.

Nach den Bestimmungen des Wehrgesetzes hat sich jeder Stellungspflichtige, der
zum Erscheinen bei der nächstbevorstehenden regelmäßigen Stellung verpflichtet ist, im
Monate November des vorangehenden Jahres bei dem Gemeindevorstande seines Heimats¬
oder Aufenthaltsortes zu melden.

Von den in Wien wohnenden Fremden haben sich im Berichtsjahre 15.671 zur
Stellung gemeldet; hievon stellten 11.896 gleichzeitig das Ansuchen, ihrer Stellungs¬
pflicht in Wien Nachkommen zu dürfen.

6. Lvidenzhaltung der nichtaktiven Mannschaft des Leeres und der
Landwehr.

Von der nichtaktiven Mannschaft wurden 57.146 Anmeldungen, 33.091 Ab¬
meldungen, 36.675 Wohnungsveränderungen, daher im ganzen 126 912 Anzeigen
erstattet. Die Zahl der unmittelbar in der Konskriptionsamts-Zentrale behufs Zustellungs¬
veranlassung eingelangten Einberufungskarten betrug im Berichtsjahre 22.714; hievon
entfielen auf Einberufungen zur aktiven Dienstleistung 6765, zur Waffenübung 15.949.

In Durchführung des Gesetzes vom 21. Juli 1908, R.-G.-Bl. Nr. 141, betreffend
die Gewährung eines Unterhaltsbeitrages an Familien eingerückter Reservisten wurden
7213 und betreffend eine Unterstützung im Sinne des Gesetzes vom 13. Juni 1880,
R.-G.-BI. Nr. 70, 1462 Ansuchen der Erledigung zugeführt.

Kontrollversammlungender nichtaktiven Mannschaft des Heeres (Kriegsmarine)
und der Landwehr fanden zufolge Erlasses des k. k. Landesverteidigungs-Ministeriums
vom 14. August 1909, Z. 268/XIV, im Berichtsjahre nicht statt, dagegen wurde mit
den nichtaktiven Kadetten und Gleichgestellten ein Haupt- bezw. Nachrapport abgehalten.

Von den magistratischen Bezirksämtern wurden 26.910 Geschäftsstücke behufs
Vormerkung im Evidenzkataster und zur Bekanntgabe der Meldungsdatenan die
konskriptionsämtliche Abteilung für Evidenzhaltung der nichtaktiven Mannschaft eingesendet
und von dieser termingemäß der entsprechenden Behandlung zugeführt.
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o. Landsturm.
dtach dem Gesetze vom IO. Mai 1894, R.-G.-Bl. Nr. 83, und der Verordnung

des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung vom 12. September 1905, R.-G.-Bl.
Nr. 147, haben sich alle jene Landsturmpflichtigen, welche Angehörige des Heeres, der
Kriegsmarine, der Landwehr (einschließlich deren Ersatzreserve) oder der Gendarmerie
waren, sowie sonstige Landsturmpflichtige, welche für den Fall der Aufbietung und Ein¬
berufung des Landsturmes zu besonderen Dienstleistungendesigniert und zu solchem
Zwecke mit Widmungskarten beteilt werden, einmal in jedem Jahre bei den hiezu
berufenen Behörden zu melden, und zwar in der Zeit vom 1. bis 31. Oktober. Die
Entgegennahme der Meldungen erfolgte bei den magistratischen Bezirksämtern durch
Organe der konskriptionsämtlichen Abteilungen.

Bei der Entgegennahme der Vorstellungen(Meldungen) wurden über die er¬
schienenen Landsturmpflichtigen Meldeblätter verfaßt und diese täglich an die Zentrale
des Konskriptionsamtes eingesendet. Die Meldeblätter über Fremde bezw. jene der nach
den Ländern der ungarischen Krone zuständigen Landsturmpflichtigenwurden dem
k. k. Landsturmbezirkskommando Nr. 1 zugemittelt, jene der nach Tirol und Vorarlberg
zuständigen Landsturmpflichtigen wurden direkt den heimatzuständigen politischen Bezirks¬
behörden eingesendet. Die Meldeblätter über Einheimische wurden doppelt verfaßt, eines
der Parien dem Landsturmbezirkskommando Nr. 1 übermittelt, aus den anderen, wie
bisher, der Landsturmmeldekataster gebildet. Durch Vergleichung desselben mit jenem aus
dem Jahre 1908 ergab sich, daß in 1872 Fällen Landsturmpflichtige der Meldepflicht für
das Jahr 1909 nicht entsprochen haben.

Hievon wurden die magistratischen Bezirksämter zur Einleitung der Strafamts¬
handlung im Sinne des Z 12 der oben erwähnten Ministerialverordnung verständigt.

Linquartierungs- und vorspannsangelegenbeiten.
s) Eioquartirrungsaugelkgruhriteu.

Nach den Gesetzen vomI I. Juni 1879, R.-G.-Bl. Nr. 93, und vom 25. Juni 1895,
R.-G.-Bl. Nr. 100, haftet die Verpflichtung zur Beistellung der vom Heere, der Kriegs¬
marine, der Landwehr und dem Landstürme benötigten Unterkünfte und Nebeuerfordernisse
auf dem Besitze des Hauses bezw. auf dem Besitze sonstiger zu Bequartierungszwecken
angeforderten Räumlichkeiten.

Nach dem Gesetze ist die Einquartierung in Bezug auf deren Dauer:
a) eine bleibende, wenn sie auf Grund der stabilen Friedensdislokationstattfindet;
b) eine vorübergehende, wenn sie bei Märschen oder überhaupt aus vorübergehenden

Anlässen eintritt.

In Bezug auf die Art der Unterkunft ist die Einquartierung:
a) eine gemeinsame, wenn in einem und demselben Gebqude die Unterkünfte für

mindestens eine halbe Kompagnie oder eine ähnliche taktische Unterabteilung bei-
gestellt werden, sonst

b) eine Einzeln-Einquartierung.
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Die Gemeinde Wien hat mit Statthalterei-Genehmigung vom 19. März 1852,
Z. 8885, bereits seit 1. November 1852 die Haus- und Realitätenbesitzer von der
Naturalquartierleistung in gewöhnlichen Fällen gegen Enthebung einer Umlage, die im
Berichtsjahre, gleichwie in den Vorjahren, Heller von der richtiggestellten Mietzins¬
krone betrug, enthoben und für die Beistellung der angesprochenen Unterkünfte und
Nebenerfordernisse auch in diesem Jahre in nachstehender Weise Vorsorge getroffen:

Die bleibende gemeinsame Einquartierung wurde in der der Gemeinde
gehörigen Krimskyschen Notkaserne im III. Bezirke, Baumgasse Nr. 37, durchgeführt.
In diesem Gebäude war die 2. reitende Artillerie-Division disloziert und wurden, auf
Mann bezw. Pferd und Tag berechnet, 111.746 Mannschaftsunterkünfte, 103.800
Unterkünfte für Pferde sowie sonstige Räumlichkeiten und Nebenerfordernisse beigestellt.

Für die bleibende Einzeln-Einquartierung wurde, wie in den Vorjahren,
durch Miete der erforderlichen Wohnungen und Zimmer vorgesorgt. Es wurden 23.816
Zimmer für je 2 ledige Unteroffiziere, auf Zimmer und Tag berechnet, und 850 Wohnungen
für verheiratete Unteroffiziere, auf Wohnung und Vierteljahr berechnet, gemietet.

Für die vorübergehende Einzeln -Einquartierung wurde durch Unterbringung
der Anspruchberechtigtcn in Gasthöfen, mit deren Besitzern meist schon seit Jahren Ver¬
träge bestehen, oder durch Unterbringung der einzuquartierenden Personen und Pferde
in sonstigen verfügbaren Wohn- und Stallräumen, mit deren Eigentümern fallweise Ver¬
einbarungen getroffen wurden, vorgesorgt. Auch auf dem Zentralviehmarkte St . Marx
und auf dem städtischen Pferdemarkte imV. Bezirke sowie in der ehemaligen Naglerschen
Kaserne im III. Bezirke wurden vorübergehende Einquartierungen von Mannschaft und
Pferden durchge'ührt.

Für die Beistellung au Unterkunft und sonstigen Nebenerfordernissen werden von
der Militärverwaltung gesetzlich bestimmte Vergütungen gezahlt; zu einigen dieser
Vergütungen leistet seit dem Jahre 1863 das Land Niederösterreich gesetzlich bestimmte
Aufzahlungen.

d) Norspanusangelkgenhkitku.
Die Bestimmungen über die Beistellung der Militärvorspann im Frieden sind

im Gesetze vom 22. Mai 1905, R.-G.-Bl. Nr. 86, enthalten, welches mit 1. Juli
1905 in Rechtskraft trat. Laut ß 6 dieses Gesetzes belastet die Verpflichtung zum
Vorspanne mit gewissen im Gesetze angeführten Ausnahmen alle Besitzer von Zug-,
Reit- oder Tragtieren und von Wagen. Die ärarische Gebühr beträgt nunmehr 24 K
für 1 km und 1 Pferd; außerdem wird der beizustellende Wagen mit 4 k für jeden
Kilometer vergütet.

Die Gemeinde Wien hat die Pferdebesitzer von der Naturalleistung entbunden
und läßt die Vorspannssuhren durch Kontrahenten besorgen. Zur Aufbringung der aus
diesem Vertragsverhältnisse erwachsenden Kosten, welche durch die Einzahlungen des
Militärs nicht vollkommen gedeckt werden können, wird von den Pferdebesitzern eine
Umlage eingehoben, die im Berichtsjahre mit 30 K per Jahr für jedes Vorspann¬
pflichtige Pferd festgesetzt war.

Von den im Berichtsjahre in Wien angezeigten 39.231 Pferden waren 38.045
vorspannspflichtig. Die Beistellung der Vorspannsfuhren wurde von dem im XIII. Bezirke,
Auhofstraße 24, etablierten Fuhrwerksbesitzer Wilhelm Säger (Personenfuhrwerk) und
von der Internationalen Transport-GesellschaftA.-G. (Bagagewagen und beschirrte
Pferde) besorgt.
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f . Mlitärtaxangelegenheiten.

Auf Grund der Bestimmungen der seit 1 . Jänner 1908 in Wirksamkeit stehenden
Novelle vom 10 . Februar 1907 , R .-G .-Bl . Nr . 30 , waren im Berichtsjahre 54 .801
in Wiei ^ heimatberechtigte Personen militärtaxpflichtig . Bei 21 .722 Personen wurde
im Berichtsjahre die Bemessung der Militärtaxe vorgenomnien , 27 .097 Militärtaxpflichtige
waren von der Entrichtung der Dienstersatztaxe befreit . Vorgeschrieben wurde an Dienst¬
ersatztaxen der Betrag von 519 .975 X 50 K, an Elterutaxen 934 .713 X , an eingehobenen,
dem Militartaxsouds zufallenden Strafgeldern 47 .089 X 15 d und an gleichfalls
diesem Fonds zufließenden eingehobenen Wehrstrafenhälften ungarischer Staatsangehöriger
1226 X, somit der Gesamtbetrag von 1,503 .003 X 65 b , von welchem für das
Berichtsjahr auf Grund von Berufungen und von amtswegen eingeleiteter Berichtigungen
5083 X 26 K an Dienstersatztaxen und 18 .124 X 38 K an Elterntaxen in Abschreibung
gebracht worden sind.

Aus denselben Gründen wurden im Berichtsjahre 6841 X 15 Ir an Dienstersatz¬
taxen und 13 .283 X 24 k an Elterntaxen aus dem Jahre 1908 abgeschrieben.

Die Einhebung der nach dieser Novelle vorgeschriebenen Militärtaxen obliegt den
städtischen Steueramts -Abteilungen bei den magistratischen Bezirksämtern.

Die Einbringung der noch aushaftenden , auf Grund des Gesetzes vom 13 . Juni
1880 , R .- G .-Bl . Nr . 70 , vorgeschriebenen Militärtaxen fällt noch den bisherigen Amts¬
stellen (der Militärtaxabteilung des Konskriptionsamies sowie der städtischen Hauptkasse
und ihren Abteilungen bei den magistratischen Bezirksämtern ) zu.

Der Rückstand dieser letzteren Militärtaxen betrug zu Beginn des Berichtsjahres
436 .641 X 14 K und wurde infolge Richtigstellung auf 438 .271 X 14 K erhöht.
Hievon gelangten 95 .991 X 45 k zur Einzahlung und 18 .384 X 51 k auf Grund
der eingeholten und erteilten Ermächtigungen der k. k. n .-ö. Statthalterei , bezw . auf
Grund der erledigten Berufungen zur Abschreibung , so daß am Ende des Berichtsjahres
ein Rückstand im Betrage von 323 .895 X 18 K zu verzeichnen war.
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